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Senatsverwaltung für 

Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz 

III B / G R 21 

Tel.: 9(0)25 1889 

 

 

 

 

 

An das  

 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

 

über Senatskanzlei - G Sen – 

 

V o r l a g e 

 

- zur Kenntnisnahme - 

gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin 

über die Sechste Verordnung zur Änderung der Baumschutzverordnung 

 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 

Ich bitte, gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu nehmen, 

dass die Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz die nach-

stehende Verordnung erlassen hat: 

 

 

Sechste Verordnung 

zur Änderung der Baumschutzverordnung 

Vom 03.01.2023 

 

Auf Grund des § 20 Absatz 2 Nummer 7, des § 22 Absatz 1 Satz 1 und des § 29 Absatz 1 

des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Ar-

tikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) geändert worden ist, und 

des § 21 Absatz 1 des Berliner Naturschutzgesetzes vom 29. Mai 2013 (GVBl. S. 140), 

das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBl. S. 1166) geän-

dert worden ist, verordnet die Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und 

Klimaschutz: 
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Artikel 1 

 

Die Baumschutzverordnung vom 11. Januar 1982 (GVBl. S. 250), die zuletzt durch Ver-

ordnung vom 8. Mai 2019 (GVBl. S. 272) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

 

1. In § 4 Absatz 5 werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder elektronisch“ 

eingefügt. 

 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder 

elektronischen“ eingefügt. 

 

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder elektro-

nischen“ eingefügt. 

 

3. In § 9 Nummer 2 wird das Wort „schriftliche“ gestrichen. 

 

Artikel 2 

 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt 

für Berlin in Kraft. 

 

 

A. Begründung: 

 

Nach § 4 Absatz 6 des Gesetzes zur Förderung des E-Government (EGovG Bln) 

sind Verwaltungsverfahren in elektronischer Form abzuwickeln, soweit nicht Rechts-

vorschriften entgegenstehen.  

 

Die BaumSchVO sieht für Anträge und Anzeigen bislang ausschließlich die Schrift-

form vor. Diesem Formerfordernis entsprechen ein Antrag oder eine Anzeige nur, 

wenn sie entweder auf Papier auf Dauer fixiert sind, mit einer qualifizierten elektro-

nischen Signatur versehen sind oder per De-Mail oder über ein entsprechendes 

elektronisches Formular versandt werden (vgl. § 3a Absatz 2 VwVfG i. V. m. § 1 

Absatz 1 VwVfG Bln). 

 

Die Eröffnung der elektronischen Form soll nach den Vorgaben des EGovG Bln 

diese Hürden beseitigen und einen Antrag oder eine Anzeige erleichtern. Denn so 

kann ein Antrag oder eine Anzeige auch mit einer einfachen E-Mail erfolgen.  
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Zudem ist es widersprüchlich, dass Befreiungsanträge bzgl. des Baumschutzes 

formfrei gestellt werden können (§ 67 Bundesnaturschutzgesetz) und Anträge auf 

eine Ausnahme nach der Baumschutzverordnung an die schriftliche Form gebun-

den sind. 

 

B. Rechtsgrundlage 

§ 20 Absatz 2 Nummer 7, § 22 Absatz 1 Satz 1 und § 29 Absatz 1 des Bundesna-

turschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 3 

des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) geändert worden ist, und 

des § 21 Absatz 1 des Berliner Naturschutzgesetzes vom 29. Mai 2013 (GVBl. S. 

140), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBl. S. 

1166) geändert worden ist. 

 

C.  Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und / oder Wirtschaftsunternehmen 

Die Antragstellenden oder Anzeigenden können den Einsatz von Papier und Porto-

kosten einsparen. Demgegenüber stehen gegebenenfalls Ausgaben für die Ver-

sendung von E-Mails. 

 

D. Gesamtkosten 

 Keine  

 

E. Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg  

 Keine 

 

F. Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung   

 

a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: 

Keine 

 

b) Personalwirtschaftliche Auswirkungen: 

Keine  

 

G. Auswirkungen auf die Umwelt  

Durch die Möglichkeit von elektronischen Anzeigen und Anträgen können weitere 

Prozesse unter Verzicht auf den Einsatz von Papier abgewickelt werden. 

 

Berlin, den 03.01.2023 

 

Bettina Jarasch

Senatorin für 

Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz 
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Anlage zur Vorlage an 

das Abgeordnetenhaus 

 

 

I. Gegenüberstellung der Verordnungstexte 

 

Geltende Fassung 

Baumschutzverordnung vom 11. Januar 

1982 (GVBl. S. 250), die zuletzt durch 

Verordnung vom 8. Mai 2019 (GVBl. S. 

272) geändert worden ist. 

Aktuelle Fassung 

Baumschutzverordnung vom 11. Januar 

1982 (GVBl. S. 250), ... 

[§§ (1) bis (3)] 

 

[§§ (1) bis (3) u n v e r ä n d e r t ] 

§ 4 Verbotene Maßnahmen 

 

§ 4 Verbotene Maßnahmen 

[Absatz (1) bis (4)] 

 

[Absatz (1) bis (4) u n v e r ä n d e r t] 

(5) Mussten geschützte Bäume oder Teile 

von solchen zur Abwendung einer unmit-

telbar drohenden Gefahr beseitigt wer-

den, so ist dies der zuständigen Behörde 

gegenüber unverzüglich schriftlich anzu-

zeigen und zu begründen. 

(5) Mussten geschützte Bäume oder Teile 

von solchen zur Abwendung einer unmit-

telbar drohenden Gefahr beseitigt wer-

den, so ist dies der zuständigen Behörde 

gegenüber unverzüglich schriftlich oder 

elektronisch anzuzeigen und zu begrün-

den. 

 

[Absatz (6)] 

 

[Absatz (6) u n v e r ä n d e r t] 

§ 5 Ausnahmen § 5 Ausnahmen 

 

(1) Von den Verboten des § 4 Abs. 1 sind 

auf schriftlichen Antrag eines Grundstücks-

eigentümers oder sonstigen Nutzungsbe-

rechtigten unter Beachtung des Schutz-

zwecks gemäß § 1 Ausnahmen zu geneh-

migen, wenn 

 

1. a) der Baum krank ist oder 

 

b) der Baum seine ökologischen Funkti-

onen weitgehend verloren hat oder 

 

(1) Von den Verboten des § 4 Abs. 1 sind 

auf schriftlichen oder elektronischen An-

trag eines Grundstückseigentümers oder 

sonstigen Nutzungsberechtigten unter Be-

achtung des Schutzzwecks gemäß § 1 

Ausnahmen zu genehmigen, wenn 

 

1. a) der Baum krank ist oder 

 

b) der Baum seine ökologischen Funkti-

onen weitgehend verloren hat oder 
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c) von dem Baum Gefahren für Perso-

nen oder Sachen ausgehen oder eine 

solche Gefahr konkret zu besorgen ist 

 

und seine Erhaltung oder die Abwen-

dung der Gefahren dem Eigentümer 

mit zumutbarem Aufwand nicht möglich 

ist, 

 

2. eine sonst zulässige Nutzung des 

Grundstücks nicht oder nur unter we-

sentlichen Beschränkungen verwirklicht 

werden kann oder eine solche Nutzung 

unzumutbar beeinträchtigt wird oder 

 

3. die Durchführung von Maßnahmen zur 

denkmalgerechten Erhaltung und Un-

terhaltung eines Baudenkmals, Denk-

malbereichs oder Bodendenkmals die 

Veränderung oder Beseitigung eines 

Baumes erfordert oder 

 

4. die Beseitigung des Baumes der besse-

ren Entwicklung des Gesamtbestandes 

dient oder der Baum sich auf Grund 

des Standortes nicht arttypisch entwi-

ckeln kann. 

 

Eine Nutzungsbeeinträchtigung im Sinne 

des Satzes 1 Nr. 2 liegt auch vor, wenn 

Wohn- oder Arbeitsräume unzumutbar 

verschattet werden oder der Baum Schä-

den an baulichen Anlagen verursacht. 

c) von dem Baum Gefahren für Perso-

nen oder Sachen ausgehen oder eine 

solche Gefahr konkret zu besorgen ist 

 

und seine Erhaltung oder die Abwen-

dung der Gefahren dem Eigentümer 

mit zumutbarem Aufwand nicht möglich 

ist, 

 

2. eine sonst zulässige Nutzung des 

Grundstücks nicht oder nur unter we-

sentlichen Beschränkungen verwirklicht 

werden kann oder eine solche Nutzung 

unzumutbar beeinträchtigt wird oder 

 

3. die Durchführung von Maßnahmen zur 

denkmalgerechten Erhaltung und Un-

terhaltung eines Baudenkmals, Denk-

malbereichs oder Bodendenkmals die 

Veränderung oder Beseitigung eines 

Baumes erfordert oder 

 

4. die Beseitigung des Baumes der besse-

ren Entwicklung des Gesamtbestandes 

dient oder der Baum sich auf Grund 

des Standortes nicht arttypisch entwi-

ckeln kann. 

 

Eine Nutzungsbeeinträchtigung im Sinne 

des Satzes 1 Nr. 2 liegt auch vor, wenn 

Wohn- oder Arbeitsräume unzumutbar 

verschattet werden oder der Baum Schä-

den an baulichen Anlagen verursacht. 

 

(2) Umpflanzungen können unter den Vo-

raussetzungen nach Absatz 1 Nr. 2 bis 4 

auf schriftlichen Antrag des Grundstücks-

eigentümers oder sonstigen Nutzungsbe-

rechtigten genehmigt werden, sofern die 

Umpflanzungsfähigkeit des Baumes gege-

ben ist. 

(2) Umpflanzungen können unter den Vo-

raussetzungen nach Absatz 1 Nr. 2 bis 4 

auf schriftlichen oder elektronischen An-

trag des Grundstückseigentümers oder 

sonstigen Nutzungsberechtigten geneh-

migt werden, sofern die Umpflanzungsfä-

higkeit des Baumes gegeben ist. 
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[Absätze (3) bis (6)] 

 

[Absätze (3) bis (6) u n v e r ä n d e r t] 

§ 9 Ordnungswidrigkeiten 

 

§ 9 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 56 Absatz 

1 Nummer 20 des Berliner Naturschutzge-

setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-

lässig 

 

1. entgegen § 4 Abs. 1 geschützte Bäume 

oder Teile von ihnen beseitigt, zerstört, 

beschädigt, abschneidet oder auf 

sonstige Weise in ihrem Weiterbestand 

beeinträchtigt, oder entgegen § 4 Abs. 

1 in Verbindung mit § 4 Abs. 2 den zu 

schützenden Wurzelbereich stört, ohne 

im Besitz einer nach § 5 erforderlichen 

Ausnahmegenehmigung oder Befreiung 

nach § 50 des Berliner Naturschutzge-

setzes zu sein, oder 

 

2. entgegen § 4 Abs. 5 die unverzügliche 

schriftliche Anzeige über die Beseiti-

gung geschützter Bäume oder Teile 

von ihnen unterlässt. 

 

Ordnungswidrig im Sinne des § 56 Absatz 

1 Nummer 20 des Berliner Naturschutzge-

setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-

lässig 

 

1. entgegen § 4 Abs. 1 geschützte Bäume 

oder Teile von ihnen beseitigt, zerstört, 

beschädigt, abschneidet oder auf 

sonstige Weise in ihrem Weiterbestand 

beeinträchtigt, oder entgegen § 4 Abs. 

1 in Verbindung mit § 4 Abs. 2 den zu 

schützenden Wurzelbereich stört, ohne 

im Besitz einer nach § 5 erforderlichen 

Ausnahmegenehmigung oder Befrei-

ung nach § 50 des Berliner Natur-

schutzgesetzes zu sein, oder 

 

2. entgegen § 4 Abs. 5 die unverzügliche 

Anzeige über die Beseitigung geschütz-

ter Bäume oder Teile von ihnen unter-

lässt. 

 

[§ (10)] [§ (10) u n v e r ä n d e r t] 
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II. Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften 

 

Bundesnaturschutzgesetz 

 

§ 20 Allgemeine Grundsätze  

 

(1) Es wird ein Netz verbundener Biotope (Biotopverbund) geschaffen, das mindes-

tens 10 Prozent der Fläche eines jeden Landes umfassen soll. 

 

(2) Teile von Natur und Landschaft können geschützt werden 

 

1. nach Maßgabe des § 23 als Naturschutzgebiet, 

2. nach Maßgabe des § 24 als Nationalpark oder als Nationales Naturmonu-

ment, 

3. als Biosphärenreservat, 

4. nach Maßgabe des § 26 als Landschaftsschutzgebiet, 

5. als Naturpark, 

6. als Naturdenkmal oder 

7. als geschützter Landschaftsbestandteil. 

 

(3) Die in Absatz 2 genannten Teile von Natur und Landschaft sind, soweit sie geeig-

net sind, Bestandteile des Biotopverbunds. 

 

§ 22 Erklärung zum geschützten Teil von Natur und Landschaft 

 

(1) Die Unterschutzstellung von Teilen von Natur und Landschaft erfolgt durch Erklä-

rung. Die Erklärung bestimmt den Schutzgegenstand, den Schutzzweck, die zur 

Erreichung des Schutzzwecks notwendigen Gebote und Verbote, und, soweit er-

forderlich, die Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen oder 

enthält die erforderlichen Ermächtigungen hierzu. Schutzgebiete können in Zonen 

mit einem entsprechend dem jeweiligen Schutzzweck abgestuften Schutz geglie-

dert werden; hierbei kann auch die für den Schutz notwendige Umgebung einbe-

zogen werden. 

 

(2) Soweit in den Absätzen 2a und 2b nichts Näheres bestimmt ist, richten sich Form 

und Verfahren der Unterschutzstellung, die Beachtlichkeit von Form- und Verfah-

rensfehlern und die Möglichkeit ihrer Behebung sowie die Fortgeltung bestehen-

der Erklärungen zum geschützten Teil von Natur und Landschaft nach Landes-

recht. Die Unterschutzstellung kann auch länderübergreifend erfolgen. 

 

(2a) Erklärungen zur Unterschutzstellung nach Absatz 1, die 
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1. durch Gesetz, Rechtsverordnung oder Satzung erfolgt sind und  

2. mit Vorgaben der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkun-

gen bestimmter Pläne und Programme (ABl. L 197 vom 21.7.2001, S. 30) 

unvereinbar sind, weil eine danach erforderliche Strategische Umweltprü-

fung nicht durchgeführt wurde, 

 

gelten fort, wenn sich die Unvereinbarkeit mit diesen Vorgaben aus einer Ent-

scheidung des Gerichtshofes der Europäischen Union ergibt und soweit und so-

lange nach der Entscheidung eine Fortgeltung zulässig ist. Die zur Beseitigung 

der Unvereinbarkeit mit den Vorgaben der Richtlinie 2001/42/EG erforderlichen 

Handlungen müssen im Rahmen eines ergänzenden Verfahrens unverzüglich 

nachgeholt werden. Die Erklärung zur Unterschutzstellung muss, sofern sich in-

folge der nachgeholten Handlungen eine Erforderlichkeit dafür ergibt, angepasst 

werden. Für die Nachholung der erforderlichen Handlungen nach Satz 2 und An-

passungen nach Satz 3 gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes sowie des Ge-

setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder entsprechender landesrecht-

licher Vorschriften entsprechend. Der Zeitraum, innerhalb dessen die erforderli-

chen Handlungen nach Satz 2 und Anpassungen nach Satz 3 nachgeholt werden 

müssen, richtet sich nach der Entscheidung des Gerichtshofes der Europäischen 

Union und hat nur den Zeitraum zu umfassen, der zwingend notwendig ist, um 

Maßnahmen zu treffen, die die Beseitigung der Unvereinbarkeit mit den Vorga-

ben der Richtlinie 2001/42/EG ermöglichen. Sind die erforderlichen Handlungen 

nach Satz 2 und Anpassungen nach Satz 3 innerhalb der Frist nach Satz 5 nach-

geholt, ist die Unvereinbarkeit mit den Vorgaben der Richtlinie 2001/42/EG ge-

heilt. Sind die erforderlichen Handlungen nach Satz 2 und Anpassungen nach 

Satz 3 bei Ablauf der Frist nach Satz 5 nicht nachgeholt worden, tritt die Erklä-

rung zur Unterschutzstellung außer Kraft. 

 

(2b) Absatz 2a findet auch Anwendung auf Erklärungen zur Unterschutzstellung  

nach der rahmenrechtlichen Vorschrift des § 22 Absatz 1 und 2 des Bundesnatur-

schutzgesetzes in der bis zum 28. Februar 2010 geltenden Fassung sowie nach 

ausfüllendem Landesrecht. Pläne zur Durchführung von Pflege-, Entwicklungs- 

und Wiederherstellungsmaßnahmen im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 bleiben gül-

tig. 

 

(3) Teile von Natur und Landschaft, deren Schutz beabsichtigt ist, können für einen 

Zeitraum von bis zu zwei Jahren einstweilig sichergestellt werden, wenn zu be-

fürchten ist, dass durch Veränderungen oder Störungen der beabsichtigte 

Schutzzweck gefährdet wird. Die einstweilige Sicherstellung kann unter den Vo-

raussetzungen des Satzes 1 einmalig bis zu weiteren zwei Jahren verlängert wer-
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den. In dem einstweilig sichergestellten Teil von Natur und Landschaft sind Hand-

lungen und Maßnahmen nach Maßgabe der Sicherstellungserklärung verboten, 

die geeignet sind, den Schutzgegenstand nachteilig zu verändern. Die einstwei-

lige Sicherstellung ist ganz oder teilweise aufzuheben, wenn ihre Voraussetzun-

gen nicht mehr oder nicht mehr in vollem Umfang gegeben sind. Absatz 2 gilt 

entsprechend. 

 

(4) Geschützte Teile von Natur und Landschaft sind zu registrieren und zu kennzeich-

nen. Das Nähere richtet sich nach Landesrecht. 

 

(5) Die Erklärung zum Nationalpark oder Nationalen Naturmonument einschließlich 

ihrer Änderung ergeht im Benehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Na-

turschutz und nukleare Sicherheit und dem Bundesministerium für Verkehr und di-

gitale Infrastruktur. 

 

 

§ 29 Geschützte Landschaftsbestandteile 

 

(1) Geschützte Landschaftsbestandteile sind rechtsverbindlich festgesetzte Teile von 

Natur und Landschaft, deren besonderer Schutz erforderlich ist 

 

1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funkti-

onsfähigkeit des Naturhaushalts 

2. zur Belebung, Gliederung oder Pflege des Orts- oder Landschaftsbildes, 

3. zur Abwehr schädlicher Einwirkungen oder 

4. wegen ihrer Bedeutung als Lebensstätten bestimmter wild lebender Tier- und 

Pflanzenarten. 

 

Der Schutz kann sich für den Bereich eines Landes oder für Teile des Landes auf 

den gesamten Bestand an Alleen, einseitigen Baumreihen, Bäumen, Hecken oder 

anderen Landschaftsbestandteilen erstrecken. 

 

(2) Die Beseitigung des geschützten Landschaftsbestandteils sowie alle Handlungen, 

die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des geschützten Land-

schaftsbestandteils führen können, sind nach Maßgabe näherer Bestimmungen 

verboten. Für den Fall der Bestandsminderung kann die Verpflichtung zu einer 

angemessenen und zumutbaren Ersatzpflanzung oder zur Leistung von Ersatz in 

Geld vorgesehen werden. 

 

(3) Vorschriften des Landesrechts über den gesetzlichen Schutz von Alleen bleiben 

unberührt. 
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Berliner Naturschutzgesetz  

 

§ 21 Erklärung zum geschützten Teil von Natur und Landschaft  

 

(1) Die Erklärung nach § 22 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes zum Natur-

schutzgebiet, Landschaftsschutzgebiet, Naturdenkmal oder geschützten Land-

schaftsbestandteil erfolgt durch Rechtsverordnung des für Naturschutz und Land-

schaftspflege zuständigen Mitglieds des Senats. Die Rechtsverordnungen nach 

Satz 1 können abweichend von § 22 Absatz 1 Satz 2 des Bundesnaturschutzge-

setzes bestimmte Handlungen von einer Genehmigung abhängig machen. Die 

Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn die beabsichtigte Handlung dem be-

sonderen Schutzzweck nicht oder nur unerheblich zuwiderläuft. Die Rechtsverord-

nungen nach Satz 1 enthalten auch die zur Erreichung des Schutzzwecks notwen-

digen Ordnungswidrigkeitentatbestände. 

 

(2) Die oberste Behörde für Naturschutz und Landschaftspflege kann von den in den 

Rechtsverordnungen nach Absatz 1 enthaltenen Geboten und Verboten für Zwe-

cke der Forschung, Lehre oder Bildung Ausnahmen zulassen, sofern und soweit 

der Schutzzweck einer Ausnahme nicht entgegensteht. 

 

(3) Die einstweilige Sicherstellung nach § 22 Absatz 3 des Bundesnaturschutzgeset-

zes erfolgt durch Rechtsverordnung des für Naturschutz und Landschaftspflege 

zuständigen Mitglieds des Senats. Bei Einzelgrundstücken kann die Sicherstellung 

auch durch Verwaltungsakt der obersten Behörde für Naturschutz und Land-

schaftspflege erfolgen. 

 

(4) Naturparke, Naturschutzgebiete, Natura 2000-Gebiete und Landschaftsschutz-

gebiete sind kenntlich zu machen. Naturdenkmäler und geschützte Landschafts-

bestandteile sind zu kennzeichnen, soweit dies zweckmäßig ist. 

 

(5) Die Bezeichnungen „Naturschutzgebiet“, „Landschaftsschutzgebiet“, „Natur-

denkmal“ und „Geschützter Landschaftsbestandteil“ sowie die nach Absatz 4 be-

stimmten Kennzeichnungen dürfen nur für die nach § 22 Absatz 1 des Bundesna-

turschutzgesetzes in Verbindung mit Absatz 1 geschützten Gebiete und Gegen-

stände verwendet werden. Bezeichnungen und Kennzeichnungen, die ihnen zum 

Verwechseln ähnlich sind, dürfen für Bestandteile von Natur und Landschaft nicht 

verwendet werden. 
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